
  Seite 1 von 4 

 

 

 

 

Bürgermeister Matthias Burth Vorlagen-Nr. 10/017/2023 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

20.03.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 5   Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PV-Park 
Hasengärtlestraße„, Aulendorf 
1. Zustimmung zum Planentwurf 

2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlichen 
Belange sowie der Öffentlichkeit 

 

Ausgangssituation: 

Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf hat in seiner Sitzung am 23.05.2022 die Änderung des 

Flächennutzungsplanes im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PV-Park-

Hasengärtlestraße“ und die örtlichen Bauvorschriften hierzu (Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB) beschlossen.  

 

Der Aufstellungsbeschluss wurde im Mitteilungsblatt aulendorf aktuell am 03.06.2022 öffentlich 

bekannt gemacht. 

 

Erfordernis der Planung 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 

zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "PV - Park Hasengärtlestraße".  

 

Anlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die Schaffung der 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. 

Die Bauleitplanung soll auch dazu beitragen, den globalen Klimaschutz zu fördern. Dies kann 

im Wesentlichen dadurch erfolgen, dass der CO2-Ausstoß insgesamt verringert wird. Durch die 

Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage wird ein wesentlicher Beitrag dazu geleistet, 

den bundesweiten Energiebedarf künftig durch regenerative Energien decken zu können. Die 

Stadt Aulendorf möchte die Entwicklung regenerativer Energien fördern und unterstützen. Das 

vorliegende Plangebiet eignet sich aufgrund seiner Topographie, seines Zuschnittes und seiner 

Lage (ausreichende Erschließung, geringe Einsehbarkeit) sehr gut für eine Bebauung mit einer 

Freiflächen-Photovoltaikanlage. Zudem liegt für die Fläche eine konkrete Anfrage eines 

Vorhabenträgers vor. 

 

Übergeordnete Planungen 

Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 

Baden-Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg maßgeblich: 

 

Zur langfristigen Sicherung der Energieversorgung ist auf einen sparsamen Verbrauch fossiler 

Energieträger, eine verstärkte Nutzung regenerativer Energien sowie auf den Einsatz moderner 

Anlagen und Technologien mit hohem Wirkungsgrad hinzuwirken. Eine umweltverträgliche 

Energiegewinnung, eine preisgünstige und umweltgerechte Versorgung der Bevölkerung und 

die energiewirtschaftlichen Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen 

Wirtschaft sind sicherzustellen. 

 

Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und 

forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern. 

 

Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, die 

eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale 
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Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem Umfang 

für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände Baden-Württemberg hat u.a. für die Region 

Bodensee-Oberschwaben eine sog. Regionale Planhinweiskarte für Freiflächen-

Photovoltaikanlagen (Stand: August 2022) erstellt. Diese Planhinweiskarte gibt an, wo 

Bauprojekte für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ohne Einschränkung sofort 

umsetzbar sind, wo Einzelfälle geprüft werden müssen und wo noch Klärungsbedarf besteht. 

Der Auszug aus der Planhinweiskarte ist im Textteil zur Begründung zur Änderung des 

Flächennutzungsplanes dargestellt. Die Flächen sind grundsätzlich für die Errichtung von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen geeignet. 

 

Standortwahl, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung 

Grundsätzlich ist die Stadt Aulendorf sich darüber im Klaren, dass für großflächigere 

Photovoltaikanlagen Konversionsflächen und andere vorbelastete Flächen herangezogen 

werden sollten. Allerdings stehen derzeit keine Konversionsflächen oder bereits versiegelte 

Flächen in der angestrebten Größe für die Entwicklung einer Photovoltaikanlage zur Verfügung, 

sodass auf bislang unbebaute Flächen im Außenbereich zurückgegriffen werden muss. Bereits 

vor einigen Jahren hat die Stadt mehrere Standorte entlang der Bahnlinie auf ihre Eignung 

geprüft. Ein Standort wurde dabei als geeignet eingestuft und es wurden die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen im Jahr 2021 für die Umsetzung geschaffen 

(Bebauungsplan "Photovoltaik- Freiflächenanlage Gewann Buchhölzle" und 

Flächennutzungsplanänderung hierzu).  

 

Bei den übrigen Standorten nördlich der Bahnlinie sowie nördlich und südlich der Bahnlinie, 

westlich des Ortsteiles Blönried und südlich der "Achstraße" kam die Stadt zu dem Ergebnis, 

dass die Standorte ungeeignet sind, da gegen sie deren Einsehbarkeit und dem damit 

verbundenen erheblichen Eingriff in das Landschaftsbild, ihre naturschutzfachlich hochwertigen 

Böden sowie ein deutlich größeres artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial sprach. Westlich von 

Blönried liegen gemäß Moorkarte (BK50) Niedermoorböden vor, die laut den Angaben des LGRB 

ein (sehr) hohes Potenzial als Standort für die naturnahe Vegetation besitzen und mit einer 

Gesamtbewertung von 3,50 noch deutlich wertvoller sind als der Boden im Änderungsbereich. 

 

Mit der am 28. Juli 2022 im Bundesanzeiger verkündeten EEG-Novelle soll der Ausbau 

erneuerbarer Energien massiv beschleunigt werden. Das EEG 2023 legt den Grundstein dafür, 

dass Deutschland klimaneutral wird. Die vorliegend geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage soll 

nach dem EEG-2023 gefördert werden. Die Fläche ist geeignet nach § 37 Abs. 1 Nr. 2c EEG 

2023 an einer Förderung teilzunehmen, da sich die Fläche in einer Entfernung von bis zu 500 

m von Schienenwegen befindet. Die Bundesnetzagentur führt die Ausschreibung für 

Solaranlagen des ersten Segments durch, wobei die Höhe der Vergütung festgelegt wird. Auf 

Grundlage dieser Einspeisevergütung ist davon auszugehen, dass die Freiflächen-

Photovoltaikanlage wirtschaftlich betrieben werden kann. 

 

Der Stadt ist bewusst, dass die Wahl des Standortes Auswirkungen auf die Belange der 

Landwirtschaft hat. Insbesondere ist sich die Stadt auch darüber im Klaren, dass Aulendorf in 

einer Region liegt, in denen landwirtschaftliche Flächen aufgrund der günstigen 

agrarstrukturellen Voraussetzungen bereits knapp sind. Dennoch überwiegen vorliegend aus 

Sicht der Stadt die Belange der erneuerbaren Energien und des Klimaschutzes, sodass sich die 

Stadt für eine Umwidmung der Flächen für die Landwirtschaft entschieden hat. Die 

Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn dem Aufbau einer nachhaltigen 

Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien eine 

besondere Bedeutung zukommt. Durch die Nutzung erneuerbarer Energien wird gleichzeitig ein 

Beitrag zum Naturschutz geleistet. 

 

Der gewählte Standort befindet sich in einer Entfernung von ca. 100 m von stillgelegten 

Bahngleisen sowie in einer Entfernung von ca. 230 m der Bahnstrecke "Herbertingen-

Aulendorf". Er wird für die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage von der Stadt 

Aulendorf als geeignet angesehen, 

 da der Standort den topographischen Anforderungen (keine Verschattung, wenig 

Geländeneigung) entspricht, 

 ein kompakter Zuschnitt des Solarparks möglich ist, 
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 eine geeignete Erschließung vorhanden ist, 

 keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele von Natura 

2000-Gebieten aufgrund der Entfernung zu erwarten sind, 

 da Beeinträchtigungen für den Artenschutz durch entsprechende Untersuchungen 

und Maßnahmen ausgeschlossen werden können, 

 da Wohnbebauung einen ausreichenden Abstand von dieser technischen Anlage 

aufweist und  

 die mittlere jährliche Sonneneinstrahlung (gem. Kartendienst LUBW) von 1.148 

kWh/m² einen guten Wert darstellt. Der höchste Wert der mittleren jährlichen 

Sonneneinstrahlung im Stadtgebiet von Aulendorf liegt mit 1.151 kWh/m² nur 

unbedeutend höher. 

 

Für den Standort spricht auch, dass die Stadt Aulendorf bei der Umsetzung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen auf einen Vorhabenträger angewiesen ist. Da aktuell zu diesem Standort 

eine entsprechende Anfrage vorliegt und alle fachlichen Belange abgearbeitet werden können, 

komm die Errichtung auf alternativen Flächen nicht in Betracht. 

 

Zur zukünftigen Steuerung bei der Errichtung von Freiflächen-PV-Anlagen hat die Stadt 

Aulendorf eine Standortalternativenprüfung beauftragt. Ziel der Alternativenprüfung soll es 

sein, die konfliktärmsten Flächen des Stadtgebietes herauszuarbeiten und auf Bereiche 

hinzuweisen, in denen sich eine Konzentration von Freiflächen-PV-Anlagen eignet, mit dem 

Vorteil der Schonung des Landschaftsbildes und des Naturhaushalts wie zur Effizienzsteigerung. 

Der Entwurf der Alternativenprüfung liegt vor. Der Entwurf stellt den Standort als geeignete 

Fläche dar. Ein Planauszug liegt der Beratungsvorlage bei.  

 

Der geplante Standort liegt im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. Mit der Änderung des 

Flächennutzungsplanes und der parallelen Aufstellung eines vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes in diesem Bereich sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Ansiedlung und Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geschaffen werden. Gleichzeitig 

wird durch die Planungen dem "Ziel 4.2.2" des Landesentwicklungsplanes 2002 Baden-Württ-

emberg (LEP 2002) Rechnung getragen. 

 

Verkehrsanbindung 

Der Änderungsbereich wird über eine zu erstellende Zuwegung im südlichen Bereich an den 

vorhandenen Feldweg erschlossen. Der Feldweg ist über die "Hasengärtlestraße" ausreichend 

an das Verkehrsnetz angebunden. Nach Errichtung der Photovoltaik-Freiflächenanlage wird sich 

der Verkehr auf wenige Fahrten (z.B. Reparatur- und Mähfahrzeuge) beschränken. 

 

Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele der Flächennutzungsplanänderung "PV-

Park Hasengärtlestraße 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich "PV-Park Hasengärtlestraße" werden 

anstelle von "Flächen für die Landwirtschaft" in Zukunft als "Fläche für Erneuerbare Energie 

Großflächige Photovoltaikanlage (Planung)" dargestellt. 

 

Beim Änderungsgebiet handelt es sich um Ackerflächen am südlichen Siedlungsrand der Stadt 

Aulendorf, der Geltungsbereich beträgt etwa 3,15 ha. Das Gebiet ist umgeben von weitern 

Ackerflächen südöstlich der "Hasengärtlestraße". Nördlich angrenzend an den Änderungsbereich 

befindet sich ein kleiner Wald. Östlich des zu ändernden Gebietes befindet sich ein 

Gewerbegebiet. 

Die zu ändernden Flächen sind im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf als 

Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Da die im parallel aufgestellten Bebauungsplan 

getroffenen Festsetzungen und Gebietseinstufungen mit den Darstellungen des gültigen 

Flächennutzungsplanes nicht übereinstimmen, ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes 

erforderlich. Diese erfolgt im so genannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB). 

 

Die Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung dient der Ausweisung von Flächen für 

erneuerbare Energien für eine großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlage. 
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Für die Flächennutzungsplanänderung im Bereich es vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "PV-

Park Hasengärtlestraße" ist eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen sowie 

ein Umweltbericht gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a. 

 

Der Bedarf an Grund und Boden (Geltungsbereich) beträgt insgesamt 3,15 ha. Der 

Geltungsbereich besteht aus 3,12 ha Ackerfläche und etwa 260 qm Waldfläche. 

 

Die Abarbeitung der Eingriffsregelung erfolgt verbal-argumentativ. Eine detaillierte Eingriffs-

/Ausgleichsbilanzierung wird auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung durchgeführt. 

 

Die Festsetzung von konkreten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen erfolgt auf Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung. Es wird empfohlen im Bebauungsplan folgende Festsetzungen 

zu treffen: 

 

 Eingrünung der PV-Anlage durch eine Hecke aus heimischen Sträuchern. 

 Einschränkungen in der Verwendung von Photovoltaikmodulen zum Schutz von 

wassergebundenen Insekten. 

 Erhaltung der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens und der 

Grundwasserneubildungsrate durch Verwendung versickerungsfähiger Beläge. 

 Keines der baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Wasser in Berührung 

kommen, sollte aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei bestehen, sofern es nicht mit 

geeigneten anderen Materialien dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgeschirmt ist. 

 Die Reinigung der PV-Module hat nur mit klarem Wasser zu erfolgen. Sofern ein Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen stattfindet, ist die Verordnung über Anlagen zum 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu berücksichtigen. Dies gilt 

insbesondere für die Trafos, sofern diese ölgekühlt sind. Ölgekühlte Trafos müssen über 

ausreichend dimensionierten Auffangwannen aufgestellt und eingehaust werden, um die 

Auffangwannen vor Niederschlagswasser zu schützen. 

 Befristung der Inanspruchnahme der Fläche. 

 

 

 

 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat billigt den Entwurf zur Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PV-Park-Hasengärtlestraße“ in der Fassung 

vom 08.03.2023. 

2. Mit diesem Entwurf wird die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB durchgeführt. 

  

 

 

Anlagen: 

Planauszug Standortalternativenprüfung 

Änderung des Flächennutzungsplanes vom 08.03.2023, Textteil 

Änderung des Flächennutzungsplanes vom 08.03.2023, Planteil 

Artenschutzrechtlicher Kurzbericht vom 02.11.2022 

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 10.03.2023 
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